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Sebastian Schiller Christina Shneydin 

1. Im Überblick: Warum ein Kinderrechte-Index, und wie ist er entstanden? 

Im Jahr 1992 hat sich Deutschland mit der Ratifizierung der UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) dazu ver-
pflichtet, die Rechte von Kindern in allen sie betreffenden Lebensbereichen zu achten und zu fördern. Inwieweit 
Kinderrechte tatsächlich umgesetzt werden, wird bisher nicht systematisch erfasst, auch wenn der UN-Aus-
schuss für die Rechte des Kindes dies von Deutschland wiederholt eingefordert hat. Um diese Lücke zu füllen, 
wurde durch das Deutsche Kinderhilfswerk der Kinderrechte-Index ins Leben gerufen. Er hat das Ziel, einen Ver-
gleich der Umsetzung von Kinderrechten zwischen den Bundesländern zu ermöglichen. Mithilfe des Index wer-
den Umsetzungsunterschiede zwischen den Ländern aufgezeigt, Datenlücken erfasst und Handlungsbedarfe 
abgeleitet. Ende des Jahres 2025 wurde die zweite Ausgabe des Kinderrechte-Index veröffentlicht, die Pilotstu-
die war im Jahr 2019 erschienen.  

Herausgeber ist das Deutsche Kinderhilfswerk e.V., das sich seit über 50 Jahren für Kinderrechte in Deutschland 
einsetzt. Fachlich begleitet wurde die Erarbeitung durch einen interdisziplinären Expert/innen-Beirat. Zusätz-
lich wurden Wissenschaftler/innen, zivilgesellschaftliche Organisationen und Landesverwaltungen themenbe-
zogen beteiligt, um entsprechende Indikatoren zur Messung der Kinderrechte zu erarbeiten und auszuwerten. 
Auch der Kinder- und Jugendbeirat des Deutschen Kinderhilfswerks wirkte bei der Erarbeitung mit. 

Sechs zu untersuchende Bereiche wurden festgelegt: Recht auf Bildung, Recht auf Gesundheit, Recht auf 
Schutz, Recht auf Beteiligung, Recht auf einen angemessenen Lebensstandard sowie das Recht auf Ruhe, Frei-
zeit, Spiel und kulturelle Teilhabe. Diese sechs Teilindizes wurden mit insgesamt 101 Indikatoren unterlegt, die 
aus der UN-Kinderrechtskonvention abgeleitet wurden. Erhoben wurden die dazugehörigen Daten durch syste-
matische Recherche amtlicher Statistiken und Ministeriumsbefragungen der Bundesländer. Zusätzlich wurden 
eigene Erhebungen in Form einer bundesweiten Kinder- und Jugendbefragung und einer Befragung aller Amts-, 
Landes- und Oberlandesgerichte durchgeführt. Auch wurden teils kleine Anfragen etwa zum Bildungszugang 
geflüchteter Kinder gestellt.  

In der Auswertung werden alle Indikatoren gleichgewichtet und standardisiert zusammengeführt, um den Ver-
gleich zwischen den Bundesländern zu ermöglichen. Der Kinderrechte-Index setzt keine Zielvorgaben. Stattdes-
sen teilt er die Ergebnisse aller Bundesländer in unterdurchschnittliche, durchschnittliche und überdurch-
schnittliche Leistungen ein. 

Deutlich wird  es gibt bedeutende Unterschiede zwischen den Bundesländern und niemand setzt die Kinder-
rechte umfassend um. Damit zeigt sich bundesweit ein großer Nachholbedarf. Trotzdem finden sich in allen 
Bundesländern auch Beispiele guter Praxis.  
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Auf der Website www.dkhw.de/kinderrechte-index des Kinderrechte-Index vom Deutschen Kinderhilfs-
werk finden sich ein zusammenfassender Studienbericht, sechs Analysepapiere zu den sechs untersuch-
ten Kinderrechten sowie 16 Ländersteckbriefe, die die Ergebnisse der jeweiligen Bundesländer zusam-
menfassen. Informationen zur Methodik, zu den beteiligten Gremien und zu weiteren Aspekten des In-
dex sind dort ebenfalls dargestellt. 

 

2. Vertiefung: Das Recht auf Beteiligung  

Geltendes Recht in Deutschland: Messung der Umsetzung anhand von 19 Indikatoren, Bildung von drei Län-
dergruppen 

Aufgrund seiner besonderen Bedeutung für die Entwicklung einer gelingenden Engagement- und Beteiligungs-
praxis, die alle Altersgruppen einbezieht, soll im Folgenden eines der sechs untersuchten Kinderrechte, das 
Recht auf Beteiligung von Kindern und Jugendlichen lt. Art. 12 UN-KRK, näher in den Blick genommen werden. 
Als geltendes Recht in Deutschland verpflichtet die UN-KRK alle staatlichen Instanzen  Bund, Länder, Kommu-
nen  zur Umsetzung der Beteiligungsrechte: Kindern und Jugendlichen muss Gelegenheit gegeben werden, 
ihre Meinung in allen sie berührenden Angelegenheiten frei zu äußern und ihre Meinung muss angemessen 
berücksichtigt werden. Diese rechtliche Verankerung kann als struktureller Standortvorteil der unter 18-Jähri-
gen gegenüber den Erwachsenen angesehen werden (ihre Nachteile sollen hier nicht Thema sein), wobei diese 
Verankerung selbstredend als Zugewinn für alle Altersgruppen gesehen und praktiziert werden muss: Im Sinne 
eines umfassenden Begriffs einer Bürgergesellschaft. Doch wie ist der Umsetzungsstand in den Ländern? 

Für den Teilindex »Recht auf Beteiligung« wurden insgesamt 19 Indikatoren in vier Bereichen  Allgemeine Um-
setzung, Beteiligung in Bildungsinstitutionen, in Politik und Verwaltung sowie in der Justiz  gebildet, wobei der 
Justizbereich mit seinem Fokus auf Gerichtsverfahren aufgrund des eher mittelbaren Bezugs zu bürgerschaftli-
chem Engagement hier nur nachrangig beachtet werden soll. Im Fokus der 19 Indikatoren stehen dabei rechtli-
che und strukturelle Rahmenbedingungen (Strukturindikatoren) sowie Umsetzungsmaßnahmen (Prozessindi-
katoren). Die konkrete Umsetzungspraxis vor Ort (Ergebnisindikatoren) kann ein bundesweiter Index aufgrund 
der großen Anzahl von Kommunen nur äußerst bedingt in den Blick nehmen, hierfür wäre ein systematisches 
Kinderrechtemonitoring in den einzelnen Bundesländern das geeignete Instrument; eine Annäherung an die 
Ergebnisebene erfolgt im Kinderrechte-Index durch die weiter oben bereits erwähnte eine repräsentative Um-
frage bei Kindern und Jugendlichen, in der u.a. die Mitbestimmungsmöglichkeiten in Kommune oder Schule 
thematisiert worden sind. 

Wie im Gesamtindex sind auch beim Teilindex »Recht auf Beteiligung« drei Ländergruppen gebildet worden: In 
der überdurchschnittlichen Gruppe befinden sich Brandenburg, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein und 
Thüringen, in der durchschnittlichen Gruppe Berlin, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland und Sachsen-
Anhalt, in der unterdurchschnittlichen Gruppe Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfa-
len, Rheinland-Pfalz und Sachsen. Die auffälligsten Befunde im Vergleich zu den Ergebnissen des Kinderrechte-
Index 2019 sind: Brandenburg, Hamburg und Schleswig-Holstein konnten ihre Platzierung in der überdurch-
schnittlichen Ländergruppe halten, Thüringen hat sich um zwei Gruppen nach oben bewegt von der unter- in 
die überdurchschnittliche Gruppe, während es für Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen zwei Schritte 
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in die entgegengesetzte Richtung ging; Berlin, Bremen und Saarland konnten sich jeweils um eine Gruppe ver-
bessern. 

Zur korrekten Einordnung der Ergebnisse, insbesondere der Veränderungen seit dem Jahr 2019, soll an dieser 
Stelle darauf hingewiesen werden: Der Kinderrechte-Index misst den Umsetzungsstand im Verhältnis der Bun-
desländer zueinander; Bundesländer, die gegenüber dem Jahr 2019 ihre Position verschlechtert haben, setzen 
die Kinderrechte nicht zwangsläufig schlechter als im Jahr 2019 um, vielmehr haben sich die anderen Bundes-
länder deutlicher als sie verbessert. 

Keine einfachen geografischen oder parteipolitischen Erklärungen 

Das Gesamtbild der Einordnung der Bundesländer in die drei genannten Gruppen entzieht sich allzu einfacher 
Erklärungen: Ein eindeutiges Nord-Süd-Gefälle ist nicht auszumachen, wenngleich der Norden in der Tendenz 
besser abschneidet; ein eindeutiges Ost-West-Gefälle ist ebenfalls nicht auszumachen, wenngleich in der Ten-
denz der Osten besser abschneidet (auf den Umstand, dass die Himmelsrichtungen, wie sie an dieser Stelle ver-
standen werden sollen, keine rein geografische, sondern vielmehr eine historisch-politische Dimension haben, 
wurde hiermit der Vollständigkeit halber hingewiesen). Auch eine parteipolitische Determinierung ist nicht 
sichtbar: Zwar sind (bzw. waren in den vergangenen Jahren) die Regierungen in den meisten der Länder in der 
überdurchschnittlichen Gruppe von SPD oder Die Linke geführt (Ausnahme: Schleswig-Holstein), zugleich 

Abbildung 1: Ländergruppen  Teilindex » Recht auf  Beteiligung « im Vergleich der Bundesländer 
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haben sich aber mit Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen Bundesländer mit 
Regierungen, die von SPD oder B90/Grüne geführt werden, um ein oder zwei Gruppen gegenüber 2019 ver-
schlechtert, und Rheinland-Pfalz mit einer (zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses des Kinderrechte-Index) 
SPD-geführten Regierung ist in der unterdurchschnittlichen Gruppe verblieben. Zu konstatieren ist eine leichte 
Tendenz zur engagierteren Umsetzung von Art. 12 UN-KRK im politischen Lager links der Mitte. 

Der Blick in ausgewählte Index-Daten 

Woran zeigen sich aber nun die unterschiedlichen Umsetzungsstände der Beteiligungsrechte in den Ländern 
laut Kinderrechte-Index?  

Beginnen wir mit einigen rechtlichen Rahmenbedingungen  diese sind eine Frage des politischen Willens, und 
zunächst noch keine Frage der finanziellen Spielräume. Die Verankerung der Beteiligungsrechte in der Landes-
verfassung kann die gesellschaftliche Aufmerksamkeit für die Beteiligungsrechte erhöhen und die Anwendung 
im Bundesland stärken. Beides ist wichtig, denn in vielen Rechtsbereichen außerhalb der Kinder- und Jugend-
hilfe gibt es häufig keine oder nur schwache einfachgesetzliche Beteiligungsrechte für Kinder und Jugendliche; 
eine Rahmensetzung durch die Landesverfassung strahlt häufig auch auf die einfachgesetzliche Ebene aus. Bis-
her haben nur Bremen und Hessen umfassende Beteiligungsrechte in ihrer Landesverfassung verankert, beteili-
gungsnahe Bestimmungen finden sich in Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern; in Schleswig-Holstein 
befindet sich eine entsprechende Verfassungsänderung derzeit im parlamentarischen Verfahren. Insbesondere 
aufgrund der fehlenden Normierung von Beteiligungsrechten junger Menschen im Grundgesetz kommt den 
Landesverfassungen hier besondere Bedeutung zu.  

Eine landesrechtliche Verankerung für die Gemeindeebene ist von zentraler Bedeutung für die Umsetzung von 
Art. 12 UN-KRK, da hier der gesamte eigene Wirkungskreis der Kommunen adressiert wird (nicht nur die Kinder- 
und Jugendhilfe) und da der kommunale Raum für junge Menschen einen zentralen Ort ihrer unmittelbaren 
Alltagserfahrung darstellt. In den vergangenen Jahren sind hier entscheidende Fortschritte erzielt worden, so 
haben mittlerweile 14 der 16 Bundesländer entsprechende Regelungen getroffen, nur Bayern und Berlin haben 
die kommunale bzw. bezirkliche Kinder- und Jugendbeteiligung bislang nicht gesetzlich geregelt. Hinsichtlich 
der Verbindlichkeit bestehen allerdings weiterhin relevante Unterschiede: Eine Muss-Bestimmung existiert bis-
her in Baden-Württemberg, Brandenburg, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein.  

Als zentrale Umsetzungsmaßnahme für kommunalrechtliche Beteiligungsregelungen dürfen landesweite Fach- 
und Servicestellen für Kinder- und Jugendbeteiligung angesehen werden, die u.a. durch Fachberatung, Prozess-
begleitung, Vernetzung und Qualifizierung Prozesse und Strukturentwicklung der kommunalen Kinder- und 
Jugendbeteiligung unterstützen. Auch hier zeigen sich positive Entwicklungen: Nachdem in den vergangenen 
Jahren Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen und Saarland entsprechenden Strukturen geschaffen haben, 
verfügen mittlerweile alle 16 Bundesländer über Fach- und Servicestellen. 

Rechtliche und strukturelle Rahmenbedingungen wirken vor Ort 

Die konkrete Praxiswirkung verbindlicher gesetzlicher Regelungen und unterstützender Beratungsstrukturen 
wird in jüngerer Zeit bestätigt durch die Angaben der zuständigen Landesministerien, so berichten bspw. Ba-
den-Württemberg und Brandenburg von einem deutlichen Anstieg der kommunalen Beteiligungsangebote 
nach der Einführung der gesetzlichen Regelungen in den Jahren 2015 und 2018; in Baden-Württemberg wurde 
nach Novellierung der Gemeindeordnung zudem eine Fach- und Servicestelle neu eingerichtet  in 
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Brandenburg existierte eine solche Struktur bei Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens bereits viele Jahre. 
Schleswig-Holstein hat vergleichbare Erfahrungen gemacht nach Einführung der Muss-Bestimmung im Jahr 
2003.  

In den Daten erkennbar wird der aus Baden-Württemberg und Brandenburg berichtete Zusammenhang an-
hand der Anzahl der kommunalen Kinder- und Jugendvertretungen in den Bundesländern im Verhältnis zur 
Anzahl der jungen Menschen: Auf dem ersten Platz liegt mit Schleswig-Holstein das Bundesland mit der längs-
ten Geschichte einer Muss-Bestimmung für die Gemeindeebene und einer ebenfalls langen Tradition einer lan-
desweit tätigen Fach- und Servicestelle; auf den nachfolgenden Plätzen finden sich (Aufzählung folgt der Quote 
in absteigender Reihung) mit Thüringen, Brandenburg, Bremen, Baden-Württemberg und Mecklenburg-Vor-
pommern Bundesländer mit Soll- oder Muss-Bestimmungen und Fach- und Servicestellen. Für Mecklenburg-
Vorpommern zeigt sich ein deutlicher Anstieg der kommunalen Gremien (Einführung der Soll-Bestimmung im 
Jahr 2024) in den Daten erst nach Abschluss der Datenerhebung für den Kinderrechte-Index am 31.07.2025. 

Erste Maßnahmen ziehen häufig weitere Maßnahmen nach sich: Clusterbildung 

Auch der Blick auf die Wahlaltersgrenzen bei Kommunale- und Landtagswahlen führt zum Eindruck einer Clus-
terbildung beteiligungsunterstützender Maßnahmen in den Ländern: Wahlalter 16 gilt auf Landesebene in Ba-
den-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Hol-
stein; außer Berlin (keine Regelung), Bremen (als Sonderfall: Stadtgemeinde Bremerhaven mit Muss-Bestim-
mung, Stadt Bremen mit Kann-Bestimmung, aber Land Bremen mit weitgehender Regelung in der Landesver-
fassung) und Mecklenburg-Vorpommern (Soll-Bestimmung) verfügen alle genannten Bundesländer über Muss-
Bestimmungen zur Kinder- und Jugendbeteiligung auf Gemeindeebene. Die Gegenprobe mit Rheinland-Pfalz 
und dem Saarland, wo nicht nur auf Landesebene, sondern auch auf kommunaler Ebene erst ab 18 Jahren ge-
wählt werden kann  beide mit Muss-Bestimmungen  zeigt auf: Es handelt sich in den hier dargestellten Zu-
sammenhängen zwischen den verschiedenen Struktur- und Prozessindikatoren um Tendenzen, nicht um 
Zwangsläufigkeiten. 

Interessant wäre nun der Blick von der kommunalen Ebene hin zur Beteiligung im Schulbereich, einem weiteren 
zentralen Ort des Alltags junger Menschen. Die verfügbare Datenlage lässt hier allerdings ein weitaus weniger 
differenziertes Bild zu als auf der kommunalen Ebene; Daten bspw. zum Umfang und der Qualität der Beteili-
gung durch Schülerräte liegen nicht vor. Berlin, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz 
und das Saarland haben das individuelle Recht von Schüler/innen auf Beteiligung explizit als allgemeinen 
Grundsatz oder Handlungsziel für Schulen verankert. Die Umfrage zur wahrgenommenen Beteiligung ergibt für 
Schleswig-Holstein und Bremen die höchsten, für Mecklenburg-Vorpommern und das Saarland (zwei Länder 
mit expliziter Verankerung im Landesschulgesetz) die niedrigsten Werte bei insgesamt nicht sehr großen Un-
terschieden zwischen den Bundesländern  die geringe Datenlage ergibt ein uneindeutiges Bild hinsichtlich 
möglicher Zusammenhänge. 

Die Praxis vor Ort entzieht sich dem Blick des Kinderrechte-Index 

Die weiter oben vorgestellte Einsicht, dass sich aus dem Kinderrechte-Index nur geringe Erkenntnisse zur kon-
kreten Umsetzung vor Ort gewinnen lassen, wird gestärkt durch den Indikator der »Mitbestimmungsmöglich-
keiten in der Stadt/im Ort«, die Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage. Mit Bremen und Hamburg liegen 
hier zwei Stadtstaaten mit beteiligungsunterstützenden Gesetzen und Umsetzungsstrukturen vorne, dicht 
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gefolgt von Nordrhein-Westfalen. Schleswig-Holstein, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern allerdings, 
drei Bundesländer mit guten bzw. sehr guten rechtlichen und strukturellen Rahmenbedingungen, liegen im 
hinteren Drittel. Auch wenn die Abweichungen in den Umfrageergebnissen insgesamt nicht besonders groß 
sind (Hessen liegt auf Platz vier mit 25 Prozent »häufige/gelegentliche Beteiligung«, Mecklenburg-Vorpommern 
auf dem letzten Platz mit 19 Prozent) so kann doch zweierlei angenommen werden: Umfassende rechtliche 
und strukturelle Maßnahmen führen nicht automatisch dazu, dass eine große Anzahl von Kindern und Jugend-
lichen durch Beteiligungsmaßnahmen erreicht wird (ggf. entwickelt sich eher die Qualität der Maßnahmen), 
sowie: In den ausgedünnten Strukturen insbesondere der ostdeutschen Flächenländer bestehen besondere 
Herausforderungen für eine gelingende Beteiligungsarbeit.  

Umrisse einer Landesstrategie 

Kinder- und Jugendbeteiligung braucht auf Dauer angelegte Umsetzungsstrukturen  Gesetze geben den nor-
mativen Rahmen vor, Beratungsstellen verbreiten und erweitern Fachwissen, durch Qualifizierung und Vernet-
zung wird das Wissen Fachkräften und jungen Menschen zur Anwendung vor Ort aufgeschlossen. Es bleiben 
zwei entscheidende Herausforderungen: Die Kommunen benötigen Ressourcen zur Umsetzung (diese können 
teilweise durch Landesförderungen bereitgestellt werden), und alle Beteiligten benötigen Ausdauer, denn eine 
flächendeckende beteiligungsermöglichende Haltung in Politik und Verwaltung ist noch in weiter Ferne. 

3. Fazit 

Um die Umsetzung der Kinderrechte langfristig sicherzustellen, braucht es ein systematisches Monitoring auf 
Landes- und Bundesebene. Die flächendeckende Erhebung von Daten kann Fortschritte und Handlungsbedarfe 
sichtbar machen und so eine politische Steuerung unterstützen. Doch bereits jetzt steht fest: es braucht lang-
fristig ausgerichtete Beteiligungsstrukturen und eine verlässliche Finanzierung. Gleichzeitig zeigt der Index, 
dass bereits viele gute Ansätze existieren. Die Bundesländer können sich bewährte Maßnahmen zum Vorbild 
nehmen und voneinander lernen.  

Während viele Maßnahmen institutionelle Änderungen und politischen Entscheidungswillen fordern, kann vie-
les auch von der Zivilgesellschaft angestoßen und gelebt werden. So können Stiftungen und Organisationen 
beispielsweise zur Umsetzung von Beteiligungsprojekten beitragen und jungen Menschen Räume eröffnen, in 
denen sie gehört werden und Selbstwirksamkeit erfahren. Letztendlich ist die Teilhabe aller Kinder und Jugend-
lichen eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
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